
 
 
 
 
Niederschrift 
 
über die Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim 
( öffentlicher Teil ) 
 
vom 27.04.2026 
 
in Weinolsheim, Dorfgemeinschaftshaus Weinolsheim, Friesenheimer Straße 8 
 
 
Beginn: 20:36 Uhr Ende: 21:00 Uhr 
  

 
 
Stimmberechtigt: 
 
Gabriele Wagner Ortsbürgermeisterin   
Stefan Burkhard 2. Beigeordneter und Ratsmitglied   
Daniel Beutel Ratsmitglied   
Christoph Berkes Ratsmitglied   
Karen Ferdinand Ratsmitglied ab 19:06 Uhr    
Andreas Müller Ratsmitglied   
Hans-Jürgen Schultze Ratsmitglied ab 19:06 Uhr    
Eric Manz Ratsmitglied   
Christian Gröhl Ratsmitglied   
Thomas Bernhard Hock Ratsmitglied   
Heinz-Günter Wolfgang Zimmer Ratsmitglied   
Marion Vaillant Ratsmitglied   

 
Entschuldigt: 
Wolfram Heinrich Walsch Ratsmitglied   

 
Nichtstimmberechtigt: 
 
Rainer Becker 1. Beigeordneter bis 20:36 Uhr    

 
Für die Verwaltung: 
 
Ulrike Schindel Schriftführung   
Dr. Uwe Zink Vorstandsvorsitzender KERS AöR 

 bis 20:25 Uhr   
  

 
 
Die Mitglieder des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim sind mit der Einladung vom 
20.04.2026 auf Montag, 27.04.2026, 19:00 Uhr, unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen 
worden. Tag, Zeit und Ort sowie Tagesordnung waren öffentlich bekannt gegeben. 
 
Die Vorsitzende stellt bei Eröffnung der Sitzung fest, dass form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. 
 
Der Gemeinderat ist nach Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 
 



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim vom 27.04.2026 

Seite 2 

 

 

 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil 
 
1. Einwohnerfragestunde 

 
2. Unterrichtung über Art, Umfang und Vergütung der Ehrenämter der ehrenamtlichen 

Ortsbürgermeisterin und der ehrenamtlichen Beigeordneten innerhalb und außerhalb des 
öffentlichen Dienstes gem. § 119 Abs. 3 Landesbeamtengesetz Rheinland-Pfalz für das 
Kalenderjahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 064/2026/0006) 
 

3. Ortsgemeinde Weinolsheim; Bauleitplanung der Ortsgemeinde Undenheim;  
Bebauungsplan: Am Spess 5. BA 
Frist: 08.05.2026 
Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange an 
der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 064/2026/0007) 
 

4. Verzinsung aus Verbindlichkeiten gegenüber der Einheitskasse 2025 
(Vorlagen-Nummer: 064/2026/0008) 
 

5. Weinolsheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Gaustraße; Flur 14, Flurstück 194 
Fristende: 25.05.2026 
Nutzungsänderung einer Scheune zu Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 064/2026/0009) 
 

6. Mitteilungen 
 

7. Anfragen 
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Tagesordnung 
 

Öffentlicher Teil 
 
 
1. Einwohnerfragestunde  

 
Einwohner waren keine da. Fragen wurden deshalb nicht gestellt.  
 
 
 
 
2. Unterrichtung über Art, Umfang und Vergütung der Ehrenämter der ehrenamtlichen 

Ortsbürgermeisterin und der ehrenamtlichen Beigeordneten innerhalb und 
außerhalb des öffentlichen Dienstes gem. § 119 Abs. 3 Landesbeamtengesetz 
Rheinland-Pfalz für das Kalenderjahr 2025 
(Vorlagen-Nummer: 064/2026/0006) 

 
Unterrichtungsvorlage:  
 
Mit dem Landesgesetz zur Änderung beihilferechtlicher und nebentätigkeitsrechtlicher 
Vorschriften vom 18. November 2020 wurde durch den Landesgesetzgeber § 119 
Landesbeamtengesetz (LBG) geändert. 
Nach § 119 Abs. 3 LBG sind nun Kommunalbeamtinnen und –beamte auf Zeit verpflichtet, bis 
zum 01.04. eines jeden Kalenderjahres in einer öffentlichen Sitzung der 
Vertretungskörperschaft über Art und Umfang ihrer innerhalb und außerhalb des öffentlichen 
Dienstes (ö.D.) ausgeübten Nebentätigkeiten und Ehrenämter sowie über die Höhe der 
dadurch erzielten Vergütungen im vergangenen Kalenderjahr zu berichten. Dies gilt bei 
außerhalb des ö.D. ausgeübten Nebentätigkeiten und Ehrenämtern nur dann, wenn ein Bezug 
zum Hauptamt besteht. 
Für ehrenamtliche Kommunalbeamtinnen und –beamte gilt die Unterrichtungspflicht nur für die 
Ehrenämter im ö.D. und außerhalb des ö.D. Bei Ehrenämter außerhalb des ö.D. nur insoweit, 
als diese dem Hauptamt zuzuordnen sind. Eine Berichtspflicht über Nebentätigkeiten besteht 
für die ehrenamtlichen Kommunalbeamtinnen und –beamten nicht. Weiter besteht eine 
Berichtspflicht auch dann nicht, wenn die Jahresgesamtsumme der erzielten Vergütungen aus 
weiteren Ehrenämtern einen Betrag in Höhe von 4.000 € nicht überschreitet (Änderung des § 
7 Abs. 3 Landesbeamtengesetzes durch das 1. Landesgesetz zur Änderung des 
Landesbeamtengesetztes vom 30.09.2021).  
 
Die Ausführungen sind der Niederschrift über diese Sitzung aufzunehmen. Dieser Teil der 
Niederschrift ist unverzüglich auf der Internetseite der kommunalen Körperschaft zu 
veröffentlichen. Soweit eine solche nicht besteht, erfolgt die Veröffentlichung unverzüglich in 
dem für die jeweilige kommunale Gebietskörperschaft festgelegten öffentlichen 
Bekanntmachungsorgan.  
 
Der Gemeinderat wird gem. § 119 Abs. 3 Landesbeamtengesetz Rheinland-Pfalz über Art und 
Umfang sowie die erzielte Vergütung aus Ehrenämter innerhalb und außerhalb des 
öffentlichen Dienstes der ehrenamtlichen Ortsbürgermeisterin und der ehrenamtlichen 
Beigeordneten: 
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Auflistung der Ehrenämter und Höhe der Vergütungen in 2025 
 
Gabriele Wagner, Ortsbürgermeisterin 
 

Art und Umfang der Ehrenämter im ö.D. Höhe der erzielten 
Vergütung 

Verbandsgemeinde Rhein-Selz: 
- 1. ehrenamtliche Beigeordnete der VG Rhein-Selz 

36.591,40 € 

Stellvertretendes Mitglied im Landesausschuss des GStB 
RLP 

Keine 

Landkreis Mainz-Bingen 
- Mitglied Kreistag 

Aufwandsentsch.: 2.400,00 € 
Sitzungsgeld: 1.140,00 € 

Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe  

 
 

Art und Umfang der Ehrenämter außerhalb ö.D. Höhe der erzielten 
Vergütung 

Vorstand KiTa Förderverein „Haus der kleinen Forscher“ 
Weinolsheim 

Keine 

Vorstand Förderverein freiwillige Feuerwehr 
Uelversheim-Weinolsheim 

Keine 

Vorstand Partnerschaftsverein Weinolsheim-Brochon 
e.V. 

Keine 

Jagdgenossenschaft Weinolsheim Keine 

Wasserverband Weinolsheim Keine 

 
Der 1. Beigeordnete Rainer Becker und Stefan Burkhard unterliegen gemäß der vorgenannten 
Regelungen nicht der Berichtspflicht. 
 
Hinweis: 
 
Es genügt nicht, diese Unterrichtungsvorlage in der/zur Gemeinderatssitzung zu verteilen. 
Vielmehr ist die Vorlage zu verlesen, damit auch die Zuhörer informiert werden. 
Weiter sind die verlesenen Angaben in der Niederschrift aufzunehmen und der Auszug 
unverzüglich auf der Internetseite der kommunalen Körperschaft oder, wenn eine solche nicht 
besteht im festgelegten öffentlichen Bekanntmachungsorgan zu veröffentlichen. 
 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende verliest die Auflistung der Ehrenämter und Höhe der erzielten Vergütungen in 
2025 von ihr, Gabriele Wagner, Ortsbürgermeisterin. Sie ergänzt, dass die beiden 
Beigeordneten, Herr Rainer Becker, und Herr Stefan Burkhard, nicht der Beweispflicht 
unterliegen, weil ihre Aufwandsentschädigungen unter 4.000,00 EUR p.a. liegen.  
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3. Ortsgemeinde Weinolsheim; Bauleitplanung der Ortsgemeinde Undenheim;  
Bebauungsplan: Am Spess 5. BA 
Frist: 08.05.2026 
Hier: Beteiligung der Gemeinde, Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange an der Bauleitplanung gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
(Vorlagen-Nummer: 064/2026/0007) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Undenheim hat in seiner Sitzung am 10.04.2025 den 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan: „Am Spess 5.BA“ mit Begründung und 
Umweltbericht gefasst. Der Aufstellungsbeschluss wurde 18.03.2026 gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB öffentlich bekannt gemacht. 
 
Ziel der Planung ist für die Ortsgemeinde Undenheim die dringend benötigte Wohnflächen 
schaffen und dafür an die in der Vergangenheit realisierten Teilgebiete des Baugebietes AM 
SPESS anzuknüpfen. Durch den weiterhin bestehenden Bedarf an Wohnraum sieht sich die 
Gemeinde in ihrer Attraktivität als Wohnstandort bestätigt. Der 5. Bauabschnitt soll direkt 
angrenzend zum 4. BA umgesetzt werden. Die dafür vorgesehene Verkehrsinfrastruktur ist 
schon vorhanden und ermöglicht die direkte Verknüpfung an den Straßenverkehr. 
 
In den bereits umgesetzten Bauabschnitten sind die Grundstücke an die Bewohnenden 
verkauft und beinahe komplett bebaut. Um auch künftig Bauplätze für die weitere Entwicklung 
der Gemeinde zur Verfügung stellen zu können, wird der 5. Bauabschnitt nun umgesetzt. 
Langfristig gesehen soll diese Entwicklung die städtebauliche Lücke zwischen der Raiffeisen-
Warenzentrale (RWZ) im Osten und der Bebauung an der Dr.-de-Millas-Straße im Westen 
schließen, wobei die parallel ausgebaute Ortsrandstraße „An der Römervilla“ hilft, eine 
zusätzliche Verkehrsbelastung des Ortskerns zu vermeiden. 
 
Der Gemeinderat der Ortsgemeinde Undenheim hat in seiner Sitzung am 26.02.2026 den 
Vorentwurf zum Bebauungsplan „Am Spess 5.BA“ gebilligt und die Verwaltung beauftragt, die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durchzuführen. 
 
Als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 wird mit Planvorentwurf und Begründung 
unterrichtet und um Abgabe einer Äußerung, auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB gebeten.  
 
Anlage:  Planzeichnung mit Textl. Festsetzungen, Begründung und Artenschutzprüfung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat hat die Planunterlagen zum Bebauungsplan „Am Spess 5.BA“ im Verfahren 
der frühzeitigen Unterrichtung (§ 4 Abs. 1BauGB) zur Kenntnis genommen, sie beraten und 
fasst folgenden Beschluss.  
 
A)  
Der Gemeinderat beschließt die Billigung des Bauleitplanvorentwurfes und seiner Anlagen in 
der vorliegenden Fassung. Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des 
Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB werden nicht erhoben. 
 
  



Sitzung des Gemeinderates der Ortsgemeinde Weinolsheim vom 27.04.2026 

Seite 6 

 

 

B) 
Der Gemeinderat beschließt, folgende Anregungen, Hinweise und Bedenken vorzutragen. 
Nachfolgend aufgeführte Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Erstellung des 
Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB sollen mit untersucht werden. 
(Diese sind in die Sitzungsniederschrift aufzunehmen).  
 
Beratung: 
 
Der Gemeinderat berät über den vorgelegten Sachverhalt und erteilt einhellige Zustimmung 
gem. Beschlussvorschlag A) der Verwaltung: 
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag A):  
Abstimmungsergebnis: 12 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen, keine Enthaltung  
 
 
 
 
4. Verzinsung aus Verbindlichkeiten gegenüber der Einheitskasse 2025 

(Vorlagen-Nummer: 064/2026/0008) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Aus der Verzinsung der Verbindlichkeiten gegenüber der Einheitskasse ergeben sich für das 
Kalenderjahr 2025 außerplanmäßige Auszahlungen in Höhe von 8.547,47€. Diese sind 
entsprechend vom Gemeinderat zu beschließen. Der Kassenbestand zum 31.12.2025 beläuft 
sich auf: -1.001.760,83€. 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Weinolsheim beschließt die außerplanmäßige 
Auszahlung in Höhe von 8.547,47€ aus der Verzinsung der Verbindlichkeiten gegenüber der 
Einheitskasse aus dem Kalenderjahr 2025 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 61200-574300 

 
 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 

GemO in Höhe von : 8.547,47 € wird erteilt. 
 
Beratung: 
 
Die Vorsitzende führt aus, dass bei der Erstellung des Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 
2026 die genaue Höhe der Verzinsung aus den Verbindlichkeiten noch nicht vorlagen und 
deshalb jetzt als außerplanmäßige Auszahlungen zu beschließen sind.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: 12 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen, keine Enthaltung  
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5. Weinolsheim; Bauantrag; Beteiligung der Gemeinde gemäß § 36 BauGB;  
Hier: Gaustraße; Flur 14, Flurstück 194 
Fristende: 25.05.2026 
Nutzungsänderung einer Scheune zu Wohnraum 
(Vorlagen-Nummer: 064/2026/0009) 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
• Grundsätzliches zu Beteiligung der Gemeinden nach § 36 BauGB  
 
Nach § 36 Abs. 1 BauGB wird über die Zulässigkeit von Vorhaben nach den §§ 31, 33, 34 und 
35 im bauaufsichtlichen Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen im Einvernehmen mit der Gemeinde entschieden. Da 
Baugenehmigungsbehörde und Gemeinde nicht identisch sind, die Entscheidung jedoch die 
Gemeinde in ihrer Planungshoheit berühren kann, hat der Gesetzgeber zu deren Sicherung 
die Beteiligung im Genehmigungsverfahren vorgesehen.  
 
Hinweis: Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB gilt das Einvernehmen der Gemeinde als erteilt, 
wenn sie nicht binnen zwei Monaten nach Eingang des Ersuchens entscheidet, bzw. wenn 
das zuständige Gremium keinen eindeutigen Beschluss, wie vorgelegt, fasst. 
Beschlussfassungen, verbunden mit Auflagen oder unter Vorbehalt, sind rechtlich nicht 
zulässig; infolgedessen gilt als Rechtsfolge im Rechtsverkehr das Einvernehmen im Sinne des 
§ 36 BauGB als nicht erteilt! Fristende: 25.05.2026.  
  
 
• Bauantrag  
Gegenstand des Bauantrages ist der Umbau und die Nutzungsänderung von Scheune zu 
Wohnraum 
 
Dem vorliegenden Bauantrag liegt eine positive Bauvoranfrage zugrunde. 
 
• planungsrechtliche Zulässigkeit 
Das Grundstück befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und 
zugleich im unbeplanten Innenbereich der Gemeinde. Demnach müssen sich Bauvorhaben 
gemäß § 34 BauGB in die Eigenart hinsichtlich der Art (Nutzung) und Maß (Höhe, Kubatur, 
Grundstücksausnutzung) der baulichen Nutzung der näheren Umgebungsbebauung einfügen. 
Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
Die Umnutzung der Scheune zu Wohnraum ist aus städtebaulicher Sicht eine nachhaltige und 
sinnvolle Maßnahme der Innenentwicklung, da potentiell vorhandene und geeignete 
Grundstücksflächen in ihrer Nutzung zeitgemäß genutzt werden sollen und dem Grundsatz 
der Innen- vor Außenentwicklung entsprochen wird. 
 
• Abweichung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 
Gemäß § 51 LBauO sind Gebäude mit mehr als zwei Wohnungen so herzustellen, dass von 
den ersten drei Wohnungen eine und von jeweils acht weiteren Wohnungen zusätzlich eine 
Wohnung barrierefrei und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbar ist. Notwendige 
Stellplätze von Wohnungen, die nach Satz 1 oder Satz 2 barrierefrei und uneingeschränkt mit 
dem Rollstuhl nutzbar sind, müssen in der erforderlichen Anzahl barrierefrei sein. 
Das vorhandene Haupthaus des Zweiseithofs verfügt bereits über zwei Wohnungen. Mit dem 
Ausbau des Dachgeschosses der rechtwinklig an das Haupthaus angebauten Scheune kommt 
eine dritte Wohnung hinzu. Die Antragsteller legen dar, dass die barrierefreie Ausgestaltung 
der zusätzlichen Wohnung mit erheblichen Mehrkosten verbunden wäre. Allein für die 
barrierefreie Erschließung der Wohnung im Obergeschoss durch einen Aufzug wäre gemäß 
aktuellen Stand mit zusätzlichen Kosten von 65.000 € zu rechnen (brutto, ohne 
Planungskosten Architekt und Statiker). Die Antragsteller möchten die Wohnung selbst nutzen 
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und sehen für sich keine Notwendigkeit bzw. keinen Mehrwert von einer barrierefreien 
Gestaltung. Es wird daher beantragt auf die barrierefreie Ausgestaltung der dritten Wohnung 
verzichten zu dürfen. 
 
• Abweichung von den Regelungen der Stellplatzsatzung 
Bauliche Anlagen, bei denen ein Zugangs- oder Abgangsverkehr zu erwarten ist, dürfen 
gemäß § 47 Abs.1 LBauO nur errichtet werden, wenn Stellplätze in ausreichender Zahl und 
Größe sowie in geeigneter Beschaffenheit hergestellt werden (notwendige Stellplätze). Die 
Regelung zur Zahl der notwendigen Stellplätze wird in Weinolsheim durch die „Satzung der 
Ortsgemeinde Weinolsheim über die Festlegung der Zahl der notwendigen Stellplätze“ 
(Stellplatzsatzung) vom 05.10.1999 präzisiert. Gemäß der Stellplatzsatzung der Ortsgemeinde 
Weinolsheim vom 05.10.1999 ist je Wohnung im Mehrfamilienhäusern mit einer Grundfläche 
von mehr als 40 m² je Wohnung mindestens 2 Stellplätze vorzuhalten. Ausnahmsweise sind 
Abweichungen von den Vorhaben im Wohngebiet nach unten möglich. 
Dem Stellplatznachweis des Bauantrags ist zu entnehmen, dass sowohl für die beiden 
bestehenden Wohnungen im Haupthaus als auch für die beantragte zusätzliche Wohnung in 
der Scheune jeweils 1 Stellplatz pro Wohnung nachgewiesen wird. Eine größere Zahl an 
Stellplätzen sei aufgrund der beengten Verhältnisse im Hof nicht darstellbar. 
 
Es wird eine Befreiung von der Herstellung weiterer Stellplätze beantragt. Gemäß § 47 Abs. 2 
Satz 2 LBauO gilt die Forderung zur Herstellung notwendiger Stellplätze in ausreichender 
Anzahl nicht, wenn Wohnraum in Gebäuden, deren Fertigstellung mindestens zwei Jahre 
zurückliegt, durch Wohnungsteilung, Änderung der Nutzung, Aufstocken oder durch Ausbau 
des Dachgeschosses geschaffen wird. Dies ist hier der Fall. 
 
 
 
Gegen das Bauvorhaben bestehen keine bauplanungsrechtlichen Bedenken.  
 
Die verkehrstechnische Erschließung ist gesichert. 
 
Für die zusätzlich herzustellende Wohnung wird ein Stellplatz nachgewiesen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bauausschuss / Gemeinderat erteilt das Einvernehmen gemäß § 36 BauGB zum 
vorliegenden Bauantrag sowie zur Abweichung von bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 
und zur Abweichung von der „Satzung der Ortsgemeinde Weinolsheim über die Festlegung 
der Zahl der notwendigen Stellplätze“ vom 05.10.1999 
 
Beratung: 
 
Der Rat kommt überein, dem vorgelegten Beschlussvorschlag der Fachabteilung 
zuzustimmen. Die Vorsitzende weist darauf hin, dass eine diesbezügliche Bauvoranfrage 
seitens des Rates bereits positiv befürwortet wurde.  
 
RM Burkhard wird sich als Nachbar aus Befangenheitsgründen bei der Abstimmung enthalten.  
 
Beschluss: 
 
Beschluss laut Beschlussvorschlag:  
Abstimmungsergebnis: 11 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen, 1 Enthaltung  
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6. Mitteilungen  
 
Die Vorsitzende teilt mit, dass  
 

- es anlässlich der Kerb im Juli d. J. keine Kerbejugend und deshalb auch keinen 

Cocktailstand geben wird. 

- an Kerb kein Fliegerkarussell aufgestellt werden kann. 

- der Haushalt seitens der Kreisverwaltung Mainz-Bingen noch nicht genehmigt ist und 

deshalb bis auf weiteres nur Pflichtausgaben möglich sind. 

- der Begehungstermin bezüglich des Baues der Windkraftanlagen durch den Betreiber 

SelzEnergie noch nicht feststeht. 

- sich an den Pfingstfeiertagen im Mai die Verwaltungsspitze in der Partnergemeinde in 

Brochon aufhält und deshalb in Notfällen die Verbandsgemeindeverwaltung in 

Oppenheim für kommunale Belange Ansprechpartner ist.  

 
 
 
 
7. Anfragen  

 
Anfragen liegen keine vor. 
 
 
 
Die Vorsitzende schließt um 21.00 Uhr die Sitzung. 
 
 
 
 
 
 
Die Vorsitzende Schriftführung 
  
  
Gabriele Wagner Ulrike Schindel 
Ortsbürgermeisterin  

 
 
 


